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Vorwort

Der Internationale Bund, einer der großen Träger der Jugend-, Sozial- und Bil-
dungsarbeit in Deutschland, feierte 2019 seinen 70. Geburtstag. Dabei konnte er 
auf eine von der Nachkriegszeit geprägte Gründungsära, mehrere Jahrzehnte in 
der alten Bundesrepublik und dreißig Jahre Sozial- und Bildungsarbeit im verei-
nigten Deutschland zurückblicken. Aus dem 1949 gegründeten „Internationalen 
Bund für Kultur- und Sozialarbeit – Jugendsozialwerk“, der seine Aufgabe zu-
nächst in Hilfen für „heimat- und arbeitslose“ Jugendliche und Flüchtlinge im zer-
störten und traumatisierten Westdeutschland sah, entwickelte sich ein bundes-
weit arbeitender Träger mit einem umfassenden Portfolio. Aus 300 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern in den 1950er-Jahren wurden bis 2019 mehr als 13.000. Aus-
gehend von Tübingen in Baden-Württemberg ist der IB inzwischen mit seiner 
Zentrale in Frankfurt am Main in allen Bundesländern tätig.

In seiner Dynamik und in der Ausprägung seiner Handlungsfelder steht der IB ei-
nerseits für inhaltliche und fachpolitische Entwicklungen der deutschen Bildungs- 
und Sozialpolitik; in seinem Selbstverständnis als Akteur in der Zivilgesellschaft 
beein�usst er andererseits zeitbezogene gesellschaftliche und fachpolitische De-
batten und Entscheidungen. Der IB kann somit als Spiegel der deutschen Sozial-
geschichte gelesen werden, und das macht ihn über seine Verbandsgrenzen hi-
naus interessant; angeboten wird deshalb in diesem Band Material, das für die 
deutsche Trägerlandschaft insgesamt und alle fachwissenschaftlich Interessierten 
informativ und bedeutsam ist. 

Nachdem die Geschichte der Gründung und der ersten zwanzig Jahre in zwei Bän-
den – erschienen 2017 und 2019 – vorliegt, war es an der Zeit, die letzten 50 Jah-
re der IB-Geschichte in den Blick zu nehmen, zu recherchieren und zu analysieren. 
Inhaltlich ist dieser Zeitraum in erster Linie markiert durch die Di�erenzierung der 
Arbeitsfelder und die Professionalisierung des IB, begleitet vom Aufstieg der be-
ru�ichen Bildung seit Anfang der 1970er-Jahre, der politischen Wende mit dem 
Beitritt der ehemaligen DDR zum Grundgesetz 1989/1990 und dem damit ver-
bundenen Aufbau des IB in den neuen Bundesländern sowie dem 70. Gründungs-
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jubiläum 2019, in dem unter anderem die vielfältigen Integrationshilfen für zuge-
wanderte Menschen und Ge�üchtete im Vordergrund standen. 

Der jetzt vorliegende dritte Band der IB-Historie (1969 bis 2019) geht auf mehre-
ren Ebenen auf diese Entwicklungen ein: 
• Im ersten Teil stehen die Entwicklung des IB in den 1970er- und 1980er-Jahren 

und seine wichtigsten Innovationen, vor allem in der beru�ichen Bildung, im 
Vordergrund.

• Der zweite Teil befasst sich umfassend mit dem durch die Wende ausgelösten 
Transformationsprozess in der Bildung und Sozialen Arbeit. Analysen des Sys-
temwandels, Praxisbeispiele zur Arbeit des IB in den neuen Bundesländern,  
Gespräche mit Zeitzeugen und Erinnerungen an die Jugendberichterstattung 
bilden hier den Kern.

• Nach einer dann folgenden Analyse der Personalpolitik des IB in und nach der 
Wende sowie einem Einblick in die Betriebsratsarbeit widmen wir uns im drit-
ten Kapitel den wichtigsten Handlungsfeldern des IB in seiner 30-jährigen Ge-
schichte nach der Wende: In vierzehn Beiträgen analysieren und re�ektieren 
Wissenschaftler*innen von verschiedenen Hochschulen und Fachleute aus Ver-
bänden und Netzwerken die Entwicklungen in diesen Arbeitsschwerpunkten 
und bilden damit den fachlichen Hintergrund für die Bewertungen der entspre-
chenden Prozesse im IB. 

• Nachdem wir im vierten Kapitel auf das zivilgesellschaftliche Engagement des 
IB eingehen, befasst sich eine „Chronik“ – im fünften Kapitel – mit der Geschich-
te des IB im engeren Sinne. Hierzu werden stichwortartig die Zusammenhänge 
zwischen den für den IB relevanten gesellschaftspolitischen Entwicklungen, der 
Unternehmensgeschichte und dem Auf- und Ausbau, streckenweise auch Ab-
bau in wichtigen Fachgebieten in diesen 50 Jahren dargestellt. 

• Ein Kompendium „Who is who“ im sechsten Kapitel stellt die für den IB beson-
ders relevanten Persönlichkeiten und Gremienvertreter*innen in den letzten 
Jahrzehnten vor.

• „Rückblicke und Ausblicke“ der Präsidentin des IB schließen das Buch ab. 

Bei der Konzipierung und Planung des Buches war schnell deutlich geworden, 
dass dieses nicht „im stillen Kämmerlein“ von den Autor*innen erarbeitet und von 
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der Herausgeberin zusammengestellt werden konnte, sondern als Projektidee in 
einem möglichst partizipativen Prozess begleitet werden sollte. 

Hierzu gehörte eine regelmäßige Rückkoppelung der Konzeptentwicklung und 
Kommunikation mit den IB-Gremien, eine Abfrage bei den IB-Mitarbeiter*innen 
zu den bevorzugten Themen der IB-Geschichte und, last but not least, die Beglei-
tung der Arbeit durch einen Beirat, der sich als unverzichtbarer Ratgeber, Impuls-
geber und Kommentator erwies. Dem Beirat gehörten an (in alphabetischer Rei-
henfolge):
• Karola Becker aus Dresden, Mitglied des IB-Vorstands;
• Prof. (em.) Dr. Benno Hafeneger von der Philipps-Universität Marburg, Mitglied 

der pädagogischen Grundsatzkommission des IB;
• Prof. (em.) Franz Prüß von der Universität Greifswald, Mitglied des Präsidiums 

und der pädagogischen Grundsatzkommission des IB;
• Jana Rickho�, Geschäftsführerin der IB-gGmbH Mitte;
• Manfred Ritzau, ehem. Geschäftsführer des IB Berlin-Brandenburg;
• Petra Tabakovic, bis 2021 Abteilungsleiterin „Jugend, Chancen, Migration“ in der 

Zentralen Geschäftsführung des IB.

Alle Beiratsmitglieder haben mit ihrer großen Fachlichkeit, ihrem Ideenreichtum 
und Engagement das Vorhaben unterstützt und ihm viel Zeit gewidmet. In beson-
derer Weise standen Petra Tabakovic und Benno Hafeneger darüber hinaus für die 
vielen und anspruchsvollen Redaktionsarbeiten zur Verfügung. 

Vor Ihnen liegt nun ein Sammelband mit einem Mix aus fachwissenschaftlichen 
Beiträgen, Praxisberichten, Zeitzeugenerfahrungen, Stellungnahmen und Kom-
pendien der IB-Geschichte zwischen seinem 20. und 70. Geburtstag, der in seiner 
Vielfalt der komplexen, di�erenzierten und bunten Geschichte des IB gerecht wer-
den soll, aber auch die gemeinsame Basis dieser Vielfalt, die in dem Motto 
„Mensch-Sein stärken“ zum Ausdruck kommt, verdeutlicht. Mehr als 30 Autorin-
nen und Autoren haben an diesem Sammelband mitgewirkt. Ihnen, dem Beirat, 
dem Redaktionsteam und allen anderen Beteiligten an dieser Stelle meinen herz-
lichen Dank! 
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Anfang 2020 erreichte die Covidpandemie auch Deutschland und hat die Arbeit 
des IB – wie der ganzen Gesellschaft – erheblich beein�usst und verändert. Bis 
heute sind die durch diese Pandemie hervorgerufenen tiefgreifenden gesell-
schaftlichen Veränderungen – auch für den IB – noch nicht in ihrer Gänze abseh-
bar; sie werden daher in diesem historisch angelegten Band nicht berücksichtigt. 
Dies gilt auch für die schrecklichen Folgen des von Russland initiierten Angri�s-
krieges auf die Ukraine und die beeindruckenden Hilfen des IB für die Ge�üchte-
ten.

Frankfurt am Main, im Sommer 2022

Marion Reinhardt
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I.   Der IB in der 
Bundesrepublik 
Deutschland von 1969  
bis 1989
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Der IB in den 1970ern und 1980ern – 
Beginn einer neuen Ära 

Marion Reinhardt

Mit dem Umzug der Zentrale des Internationalen Bundes von Tübingen nach 
Frankfurt am Main im Jahr 1968 beginnt nicht nur äußerlich eine neue Phase des 
IB als Träger der Jugend-, Sozial- und Bildungsarbeit. Er positioniert sich, ausge-
hend von der Mitte der Republik, zu einem wirklich bundesweiten Träger. Als zen-
trale Arbeitsfelder1 weist der IB damals aus: 
• betriebsgebundene Wohnheime für ausländische Arbeitnehmer*innen,
• Jugendwohnheime,
• Jugendgemeinschaftswerke zur Betreuung von jungen Aussiedler*innen, 
• Freiwilligendienste zur Ableistung des Freiwilligen Sozialen Jahres,
• sprach- und berufsfördernde Einrichtungen und Maßnahmen vor allem für aus-

ländische Jugendliche und Arbeitnehmer*innen,
• verschiedene Sondereinrichtungen (damalige „Solitäre“), wie eine sozialpäda-

gogische Beratungsstelle in Köln, eine Einrichtung der Erziehungshilfen in 
Rheinsberg, das Kurerholungsheim in Gettenbach, eine Beratungsstelle für  
ausländische Studierende und Studienbewerber, ein Jugendgästehaus in Mün-
chen (Vorläufer des „Hauses International“) – um die wichtigsten zu nennen.

Mit dem Umzug verändert der IB auch seinen Organisationsaufbau. Durch die Ab-
scha�ung der sechs Landesgeschäftsführungen2, die bisher die Dienst- und Fach-
aufsicht über die Einrichtungen hatten, und die daraus resultierende neue Be-
richtslinie direkt in die Zentrale ver�acht der IB seine Hierarchien. Aus den Landes-
geschäftsführungen werden Landesbeauftragte, die den IB in den jeweiligen Bun-
desländern nach außen vertreten sollen. 
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Der IB ist auch an seinem 20. Geburtstag im Jahr 1969 immer noch das Jugendso-
zialwerk, sollte dies bis in die 1980er-Jahre hinein bleiben und erst dann mit dem 
Hauptnamen zum Internationalen Bund werden.3 Das Jugendsozialwerk gilt als 
programmatischer Begri� aus der Situation des Anfangs, den gerade die Gründer-
väter bewahren wollen. Gegen den Namen „Internationaler Bund“, vom 
französischen Gründungsvater Henri Humblot eingebracht, kann man sich auf-
grund der Machtverhältnisse nach 1945 nicht wehren, man benutzt ihn aber 
zunächst möglichst wenig.

Aufbruchstimmung 
Die 1970er- und 1980er-Jahre, die letzten Jahrzehnte der „alten Bundesrepublik“, 
sind im IB gekennzeichnet durch ein relativ großes Wachstum und durch eine wei-
tere Diversi�zierung der Leistungspalette.

Der Umzug des IB nach Frankfurt 1969 �ndet zu einer Zeit statt, die gesellschafts-
politisch geprägt ist von Reformstau und Modernisierungsrückstand, von gesell-
schaftlichen Protesten und von vielen großen und temperamentvollen Demons-
trationen, die als „Studentenunruhen“, begleitet von „Schülerunruhen“ und „Lehr-
lingsunruhen“, in die Geschichte eingehen. „Es waren Jahre des Aufbruchs und der 
Rebellion: Notstandsgesetze, das Fehlen einer starken Opposition im Bundestag 
und eine erstarrte Gesellschaft waren wesentliche Ursachen für die Bildung der 
Außerparlamentarischen Opposition (APO) – aber auch die immer noch mangel-
hafte Auseinandersetzung mit der nationalsozialistischen Vergangenheit. Dem 
Umbruch der Bundesrepublik in dieser Zeit folgten Prozesse der politischen, sozi-
alen und wirtschaftlichen Modernisierung“.4 Auch die Ergebnisse der Bundestags-
wahl 1969 läuten Veränderungsprozesse ein: Eine erste sozialliberalen Koalition 
löst die „Große Koalition“ aus CDU und SPD (seit 1966) ab. Willy Brandt, der späte-
re Friedensnobelpreisträger, wird der erste sozialdemokratische Bundeskanzler in 
der Geschichte der BRD. Er steht vor allem für eine neue Ostpolitik und mit dem 
Slogan „Mehr Demokratie wagen“ ebenso für eine neue Bildungspolitik. Den IB 
lässt diese Aufbruchsstimmung nicht unberührt, dies zunächst vor allem in perso-
neller Hinsicht. Carlo Schmid, sicherlich der wichtigste Initiator des IB in der Nach-
kriegszeit, wird für zehn Jahre sein erster Vorsitzender und Franz Schade, der zur 
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Nachkriegsgeneration gehört, wird Hauptgeschäftsführer, später Vorsitzender der 
Geschäftsführung des IB.5

Langsame Abschiede, forsche Anfänge
Einige Persönlichkeiten mit NS-Vergangenheit halten sich trotzdem erstaunlich 
lange und selbstverständlich im IB-Vorstand und IB-Bundeskuratorium. Das be-
sonders augenfällige Beispiel hierzu ist Heinrich Hartmann, ehemaliger Funktio-
när der Hitlerjugend und einer der Initiatoren des IB. Er war bis 1985 unter Carlo 
Schmid und Georg Leber stellvertretender Vorsitzender des IB, um dann bis ins 
Jahr 2000 in die Position des Vorsitzenden des IB-Bundeskuratoriums berufen zu 
werden. Danach, bis 2012, also über seinen Tod hinaus († 2007) wird er als „Ehren-
vorsitzender“ des Kuratoriums geführt.6 Sein Weggefährte Otto Würschinger, 
während des Nationalsozialismus unter anderem ebenfalls Reichsjugendführer in 
der Hitlerjugend, ist nach seiner Tätigkeit als Hauptgeschäftsführer im IB (bis 
1960) noch bis 2003 Mitglied des Bundeskuratoriums. Diese und andere ver-
gleichbare Abschiede gehen interessanterweise geräuschlos vonstatten: keine 
Enthüllungen, keine kon�ikthaften Entlassungen, keine Abwahlen aus den Gremi-
en, keine Diskussionen über nationalsozialistisch geprägte Vergangenheiten, eher 
viel Verschwiegenheit. Eine Magisterarbeit, die sich 1989 auch mit der NS-Vergan-
genheit einiger IB-Größen befasst, bleibt bis zur Erarbeitung der IB-Gründungsge-
schichte 2017 in den IB-Schubladen.7 Parallel zu diesen Prozessen wächst aber das 
Engagement zahlreicher Nachkriegspolitiker*innen in den Führungsgremien.8 
Auch an der „Basis“, in den IB-Einrichtungen, beginnen in wachsendem Umfang 
Leitungen und Mitarbeitende, die in Sozialisation und Ausbildung vom demokra-
tischen Nachkriegsdeutschland geprägt sind. Dieser Wandel ist auch Veränderun-
gen in den Quali�kationsanforderungen geschuldet: Die Gewährung ö�entlicher 
Förderungen für bestimmte Maßnahmen wird zunehmend an quali�ziertes Per-
sonal geknüpft. Dies gilt insbesondere für Lehrkräfte und Meister*innen in der be-
ru�ichen Bildung, aber auch für die sich professionalisierende Jugendhilfe. Die 
meisten Mitarbeitenden aus den IB-Anfängen haben jedoch kaum formale päda-
gogische Quali�kationen, sondern sind über „Mundpropaganda“ als „in der Ju-
gendhilfe bzw. der Jugendarbeit erfahrene und/oder verdiente Menschen“ zum 
IB gekommen. Dass mithilfe dieser Regelung auch Menschen beschäftigt werden, 
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die ihre „Erfahrungen in der Jugendarbeit“ in der Hitlerjugend gewonnen hatten, 
ist im ersten Band der Gründungsgeschichte des IB ausführlich dargelegt.

Insgesamt entwickelt sich auf diese Weise im IB eine jüngere, quali�ziertere und 
selbstbewusste Mitarbeiterschaft.9 Ein Ausdruck für dieses veränderte Selbstver-
ständnis der Mitarbeiter*innen im IB ist auch die Gründung der ersten Betriebs-
räte 1969 in den Wohnheimen in Rüsselsheim und dann im Bundesland Hessen, 
die Gründung weiterer regionaler Betriebsräte in den Folgejahren und die Konsti-
tuierung eines Gesamtbetriebsrates bereits Mitte der 1970er-Jahre.10 

Die Personalentwicklung in Zahlen
Ein Ausdruck dieser Entwicklungsdynamiken und Innovationsschübe des IB in 
den 1970ern und 1980ern ist die Entwicklung der Anzahl der Mitarbeitenden. 

Jahr Anzahl Mitarbeitende im IB

1969 551

1970 685 – davon 25 % Ausländer*innen

1975 1.581

1979 2.393

1982 2.495

1986 3.196

1989 4.249

1990 4.677 – davon bereits 200 aus der ehemaligen DDR11

Tabelle 1: Anzahl der IB-Mitarbeitenden in den letzten Jahrzehnten der alten Bundesrepublik 
(ohne 2. Arbeitsmarkt und freie Mitarbeiter*innen)12

Das Verhältnis der Mitarbeiter zu den Mitarbeiterinnen beträgt durchgängig in et-
wa 60:40; im Angestelltenbereich eher zugunsten der Mitarbeiter, im Bereich der 
Lohnempfänger (Administration, Service) eher zugunsten der Mitarbeiterinnen. 

Durchgängig sind knapp 10 % der Mitarbeitenden Ausländer*innen, die (bereits 
1979) aus mehr als 30 Nationalitäten kommen. Der große Anteil von Auslän-
der*innen im Jahr 1970 erklärt sich aus der Einstellung besonders vieler aus-
ländischer Sozialberater*innen in dem damals stark wachsenden Arbeitsfeld der 
Arbeitnehmerwohnheime für ausländische Arbeitnehmer*innen.
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Exkurs: Der IB und der Radikalenerlass
Eine besondere Dynamik bekommt die Personalentwicklung in den pädagogi-
schen Berufen und letztendlich auch beim IB, als Anfang 1972 die Ministerpräsi-
denten der Länder und der sozialdemokratische Bundeskanzler Willy Brandt den 
sogenannten Radikalenerlass einführen. Er legt die Grundlage für Anfragen beim 
Verfassungsschutz, ob Bewerber*innen für den ö�entlichen Dienst für die frei-
heitlich-demokratische Grundordnung eintreten oder ob Zweifel an ihrer Verfas-
sungstreue bestünden. Mit dem Radikalenerlass (auch Extremistenbeschluss ge-
nannt) soll verhindert werden, dass Mitglieder der Anfang der 1970er (vermeintlich 
oder real) erstarkenden organisierten und unorganisierten extremen Linken in 
den staatlichen Institutionen an Ein�uss gewinnen.

In der Laufzeit des Radikalenerlasses werden von 1972 (in den Bundesländern un-
terschiedlich, aber meistens) bis 1979 1,4 Millionen Regelanfragen an die Verfas-
sungsschutzämter gerichtet. In etwa 11.000 Fällen kommt es wegen vermeintlich 
verfassungsfeindlicher Aktivitäten oder Zugehörigkeiten zu als verfassungsfeind-
lich de�nierten Organisationen vor allem im ö�entlichen Dienst zu Nichteinstel-
lungen von Bewerber*innen. In 136 Fällen �nden Entlassungen statt. Nach wach-
sender Kritik an den Praktiken verabschiedet sich die Bundesregierung 1979 vom 
Radikalenerlass, die Bundesländer folgen in den Jahren darauf. Willy Brandt be-
wertet den Radikalenerlass rückblickend als Irrtum seiner Regierung.13

Der Radikalenerlass des ö�entlichen Dienstes tri�t im IB auf eine intensive Wachs-
tumsphase und bis dahin ungewöhnlich viele Personaleinstellungen, vor allem 
von Pädagog*innen und Lehrkräften. Die Führungsgremien des IB setzen sich in 
diesem Kontext auch mit der Frage auseinander, welche Position der IB zum Radi-
kalenerlass einnehmen soll und ob Bewerber*innen beim IB auf ihre „Verfassungs-
treue“ mithilfe von Verfassungsschutzorganen überprüft werden sollen. 

Anstoß für die Beschäftigung mit diesen Fragen sind neben Problemen mit einzel-
nen Mitarbeiter*innen, die sich in den IB-Einrichtungen politisch betätigen (wie 
z. B. durch politische Unterschriftensammlungen) o�ensichtlich vielfältige Proble-
me im generellen Umgang mit neuen, jungen Mitarbeiter*innen. Vorwürfe ihnen 
gegenüber wie „wirklichkeitsfremd konzipierte Pädagogik“, „dogmatisierte päda-
gogische Theorien“, „Interpretation von Sozialarbeit als gesellschaftliches Verän-
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derungsinstrument“ träfen, so ein Papier der Geschäftsführung von 197814, auf di-
verse verbandsinterne Schwachstellen in der Personalführung, in der Mitarbeiter-
beurteilung, in der Ausübung der Dienstaufsicht, in unzureichende Handlungsan-
weisungen. 

Die (dürftige) Datenlage und Erfahrungen von Zeitzeugen deuten darauf hin, dass 
der IB auf eine grundlegende politische Überprüfung seiner Mitarbeiter*innen 
verzichtet und stattdessen im Einzelfall bei politischer Betätigung in den IB-Ein-
richtungen aktiv wird. Darüber hinaus wird, so zumindest die Beschlusslage, eine 
Kommission eingerichtet, die sich mit Personalführungsproblemen und Mitar-
beiterfortbildungsfragen befassen und insgesamt die „plurale und o�ene Konsti-
tution des Verbandes“ sichern soll.15 

Die berufliche Bildung – der erste Innovationsschub im IB der 1970er 
Nach einer langen Phase weitgehender Vollbeschäftigung setzt in der Bundesre-
publik wie in vielen anderen westlichen Staaten in den 1970ern eine, vor allem 
durch die Ölkrise angestoßene, eher unerwartete hohe Arbeitslosigkeit ein, die 
sich trotz eines gewissen Wirtschaftswachstums in den 1980ern nicht wieder auf 
die niedrigen Ausgangsgrößen in der Nachkriegszeit zurückentwickeln und be-
deutsame Auswirkungen auf die Entwicklung des IB haben sollte.

Jahr Arbeitslose16 Arbeitslosenquote

1968 0,3 Mio. 1,5 %

1975 1,07 Mio. 4,7 %

1980 0,9 Mio. 3,6 %

1985 2,3 Mio. 9,3, %

1990 1,9 Mio. 7,2 %

Tabelle 2: Zahl der Arbeitslosen und Arbeitslosenquote in der alten Bundesrepublik 1969 
bis 1990

Besonderes Aufsehen in Politik und Ö�entlichkeit erregt hierbei die Entwicklung 
der Jugendarbeitslosigkeit. Auch, wenn diese in Deutschland nicht so ausgeprägt 
ist wie im europäischen Mittel (ca. 40 %), fällt auch hier ab Mitte der 1970er der all-
mähliche und Anfang der 1980er der enorme Anstieg der Zahl arbeitsloser junger 
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Menschen auf. Im Jahr 1983 erreicht die Jugendarbeitslosigkeit einen Höchst-
stand von rund 623.300 Arbeitslosen unter 25-Jährigen. Als gängige Erklärung für 
diese Entwicklung dient in der Regel das Einmünden der geburtenstarken Jahr-
gänge in das erwerbsfähige Alter. Aber auch strukturelle Gründe für die damalige 
überproportionale Höhe der Jugendarbeitslosigkeit wie (vermeintlich) teure Be-
rufsausbildungen, (vermeintlich) teure Schutzbestimmungen für junge Men-
schen; Kündigungsschutz für Ältere werden diskutiert. Für die genaue quantitati-
ve Erfassung der Jugendarbeitslosigkeit in diesen Jahrzehnten gibt es diverse 
Probleme und Kontroversen. Besondere Beachtung erzielt die durch Studien be-
legte sogenannten verdeckte Arbeitslosigkeit bei Jugendlichen. Manche kom-
men zu dem Ergebnis, dass die o�ziellen Zahlen nur 30 bis 45 % der tatsächlich 
arbeitslosen Jugendlichen erfassen. In Besonderem gelte das für die Dunkelzi�er 
bei ausländischen Jugendlichen, die noch stärker als einheimische Jugendliche 
abtauchen (z. B. Mädchen in elterlichen Haushalten) und/oder schwarzarbeiten 
würden.17 Drei Phänomene, die hohe Arbeitslosigkeit insgesamt, der große Anteil 
von jungen Menschen unter den Arbeitslosen und die besonderen beru�ichen In-
tegrationsprobleme von Jugendlichen aus Migrantenfamilien, korrespondieren 
mit der Verabschiedung und der Implementierung des Arbeitsförderungsgeset-
zes und des Berufsbildungsgesetzes. 

Diese gesetzlichen Initiativen ö�nen den IB in verstärktem Maße für das Thema 
Arbeitslosigkeit und für Arbeitslose; sie führen zu vielen neuen Leistungsangebo-
ten, zu Kursen, Lehrgängen und Maßnahmen der Berufsvorbereitung und Berufs-
ausbildung, die in den ersten Berufsbildungszentren zusammengefasst werden 
und erheblich zum Wachstum des IB beitragen – ein Prozess, der im Beitrag von 
Walter Würfel in diesem Band ausführlich analysiert wird.

Die Vernetzung zu Jugendhilfe-Verbünden – ein zweiter 
Innovationsschub
Obwohl es erst ab 1990 das neue Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) mit ge-
setzlichen Regelungen zur Jugendsozialarbeit (§ 13) geben wird, misst der IB seit 
seiner Gründung der faktischen Jugendsozialarbeit große Bedeutung zu. Jugend-
hilfe ist für ihn, vor allem in den ersten Jahrzehnten, Jugendsozialarbeit. 
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Im Rückblick ließe sich, so Gero Kerig, langjähriger Geschäftsführer und stellver-
tretender Vorsitzender des IB in seinem Abschiedsvortrag 2009, vor allem ein Prin-
zip erkennen, das die Entwicklung, die Vernetzung und das Wachstum der Ju-
gendhilfe auf der Folie der Jugendsozialarbeit im IB geprägt habe – das Prinzip der 
„Di�erenzierung“: In der Regel ließen sich, wenn man die Problemlagen der Klien-
tel in ihrer Vielschichtigkeit in den Blick nehme, aus einer Maßnahme weitere ab-
leiten, an bestehende Einrichtungen weitere andocken, verschiedene Programme 
und auch Finanzierungen miteinander verbinden. So könnten unterschiedliche 
Bedarfe di�erenziert befriedigt, umfassende Förderungen ermöglicht und Män-
gel abgestellt werden. Letztlich würden in einem Verbundsystem ganz verschie-
dene Möglichkeiten der Förderung, auch in unterschiedlichen Lebensbereichen, 
auch für verschiedene Alters- und Zielgruppen, miteinander verbunden. 

Dieses Prinzip kommt z. B. in einem Stadtteil mit besonderem Entwicklungsbedarf 
(früher „sozialer Brennpunkt“) zum Tragen, wenn einer Spiel- und Lernstube für 
Kinder in einem Aussiedlerwohnheim ein Abenteuerspielplatz für alle Kinder aus 
der Nachbarschaft angegliedert wird und sich aus einem Jugendgemeinschafts-
werk für Aussiedlerjugendliche beispielsweise ein Jugendzentrum, eine Jugend-
werkstatt, Jugendbildungsarbeit und/oder aufsuchende Jugendarbeit (Street-
work) entwickelt.18 

Auch in einer Reihe von Jugendgemeinschaftswerken setzt sich dieses Prinzip der 
Di�erenzierung in den 1970er- und 1980er-Jahren durch. Die in der Kombination 
von Sozialpädagogik und Bildungsarbeit gewonnenen Erfahrungen in der Integ-
rationsarbeit für junge Spätaussiedler*innen werden für die Entwicklung und den 
Aufbau von Angeboten für alle Jugendlichen meistens eines Sozialraumes nutz-
bar gemacht. Mit verschiedenen Ausprägungen der Schulsozialarbeit und/oder 
mit Maßnahmen der beru�ichen Integrationsförderung (Berufsvorbereitung, aus-
bildungsbegleitende Hilfen, Berufsausbildung etc.) oder mit Beschäftigungsmaß-
nahmen und Werkstattprojekten (um nur einige Möglichkeiten zu nennen) entwi-
ckeln sich (natürlich in mehrjährigen Prozessen) auf einen Sozialraum ausgerich-
tete Jugendhilfeverbünde mit aufeinander abgestimmten Förderungen für Ju-
gendliche.19 
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So erfolgreich dieses Prinzip der Di�erenzierung in der Arbeit des IB war und ist, 
es hat auch Grenzen. Die werden in der Geschichte des IB vor allem dann deutlich, 
wenn ein neues Arbeitsfeld mit sehr speziellen Quali�kationsanforderungen auf-
gebaut und entwickelt werden soll. So z. B. in einem ehemaligen Lehrlingswohn-
heim in Frankfurt/M. in den 1970ern, das aufgrund von zurückgehenden Belegun-
gen in eine Einrichtung der Erziehungshilfe für verhaltensau�ällige Jugendliche 
umgewandelt werden soll und das scheitert – nachzulesen im Beitrag von Chris-
tine Kolmer in diesem Band. 

Hilfen für zugewanderte Menschen – ein dritter Innovationsschub
Zuwanderung ist seit Ende des Zweiten Weltkrieges Alltag in der Bundesrepub-
lik.20 Der Internationale Bund hat seit seinem Bestehen Start- und Integrationshil-
fen für Zugewanderte in den Mittelpunkt seines Tuns gestellt. In der „Gründungs-
geschichte“ haben wir dies anhand der Angebote für „heimatlose“ Jugendliche 
aus den ehemaligen Ostgebieten und jungen Flüchtlingen aus der DDR darge-
legt. Ab Anfang der 1970er schälen sich drei Gruppen von Migranten in der Arbeit 
des IB heraus: 
• Junge Aussiedler*innen
• Ausländische Arbeitnehmer*innen und ihre Familien
• Ge�üchtete und Asylbewerber*innen

Jugendgemeinschaftswerke/Jugendmigrationsdienste – ein 
traditionsreicher Einrichtungstypus im IB gewinnt zunehmend an 
Bedeutung
Zum ältesten Einrichtungstypus im IB gehören die Jugendgemeinschaftswerke 
(JGW, ab 2004 Jugendmigrationsdienste, JMD). Sie sind in der Nachkriegszeit zu-
nächst Anlaufstellen, Jugendwohnheime, Tre�punkte, Arbeitsgemeinschaften für 
zugewanderte, „heimatlose“ Jugendliche aus den ehem. deutschen Ostgebieten 
und der DDR, später dann wichtige Einrichtungen für junge Aussiedler*innen aus 
Osteuropa. JGW richten sich bis zum Jahre 2001 ausschließlich an deutschstäm-
mige junge Menschen und führen vor allem integrationsfördernde Einzelfallhilfen 
und Gruppenangebote durch, ergänzt durch Programme wie Sprachkurse nach 
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dem Garantiefonds sowie Landes- und kommunale Programme, auch in Wohn-
heimen, Schulen und Stadtteilen.

Ihr Auftrag ergibt sich aus dem Bundesvertriebenengesetz 21 mit einer bundesein-
heitlichen Zuständigkeit (BMFSFJ) und Finanzierung durch den Kinder- und Ju-
gendplan. Vor allem durch Verhandlungsergebnisse im Rahmen der neuen Ostpo-
litik Willy Brandts und später durch die Ö�nung des „Eisernen Vorhangs“ erhöhen 
sich die Aussiedlerzahlen erheblich. Zunächst kommen die meisten Aus-
siedler*innen aus Polen; nach der Wende ändert sich dies zugunsten der Aus-
siedler*innen aus den ehemaligen Republiken der Sowjetunion. 

Einen Eindruck von der Dynamik vermittelt die Entwicklung der JGW im IB bis zur 
Wende:22 

Jahr Anzahl JGW,  
inkl. Außenstellen

Anzahl  
Mitarbeitende  
im JGW-Programm

Anzahl  
Mitarbeitende  
Garantiefonds23 

Anzahl  
der Mitarbeitenden 
in sonstigen  
Programmen24 

1987 39 61 – 43

1988 66 97 – 50

1989 80 139 43 63

1990 114 220 152 86

Tabelle 3: Entwicklung der Jugendgemeinschaftswerke 1987 bis 1990

Mit dieser Aufstellung wird erneut ein Prozess deutlich, der in diesem Beitrag wei-
ter oben als „Di�erenzierung“ dargestellt ist: Viele JGW nutzen vor allem seit den 
1980ern die vorhandene Infrastruktur, ihre Verankerung in den Kommunen sowie 
ihre Zugänge zu den Zielgruppen für zusätzliche Aktivitäten. 

Angebote für ausländische Arbeitnehmer*innen und ihre Familien
Der IB betreut Anfang der 1970er 115 Wohnheime mit bis zu 27.000 alleinstehen-
den Arbeitnehmer*innen, die zum weitaus überwiegenden Teil als sogenannte 
„Gastarbeiter“ in die Bundesrepublik kommen und in den Wohnheimen eine Un-
terkunft �nden. Das Programm in diesen Wohnheimen umfasst Sprachförderung, 
Beratungen, Freizeitangebote und Kurse zur beru�ichen Förderung und Quali�-
zierung. 
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Die Übernahme der Trägerschaft dieser Wohnheime ist im IB durchaus umstritten, 
denn damit entfernt er sich von seiner Kernkompetenz der „Jugendsozialarbeit“. 
Andererseits erö�net dieser Tätigkeitsbereich, wie die Zukunft zeigen wird, den 
Einstieg in die Betreuung und die Hilfen für ausländische Familien, Frauen, Kinder 
und Jugendliche.

Anfang der 1970er setzt sich die Gesellschaft und auch der IB zunehmend mit ei-
ner Entwicklung auseinander, wonach die Anwesenheit von Ausländer*innen 
nicht ein vorübergehender, befristeter Tatbestand, nicht konjunkturbedingt, son-
dern strukturbedingt ist. Als dann mit wachsender Arbeitslosigkeit 1973 ein An-
werbestopp für ausländische Arbeitskräfte erlassen wird, sinkt nicht etwa die Zahl 
der Ausländer*innen in der Bundesrepublik, sondern der Familiennachzug verän-
dert die Zusammensetzung der hier lebenden Ausländer*innen. Die allein reisen-
den und lebenden „Gastarbeiter“ werden weniger, „die starke Zunahme von zuge-
wanderten Familienangehörigen, Ehepartnern, Kindern und Jugendlichen aller 
Altersgruppen führt zu einer Neuausrichtung der Sozial- und Bildungsarbeit mit 
Migranten, die jetzt nachhaltiger und langfristiger angelegt wird, viele Elemente 
der Jugendhilfe aufnimmt und den IB auch in den nächsten Jahrzehnten in allen 
Arbeitsbereichen mit prägen und beein�ussen wird“.25 Die betriebsgebundenen 
Wohnheime werden bis in die 1980er hinein Haus für Haus geschlossen, manch-
mal auch umgewidmet, z. B. in Wohnheime für Ge�üchtete und Asylbewerber. 

Hilfen für Geflüchtete und Asylsuchende
Auch in den 1970ern und 1980ern ist die Betreuung von Asylsuchenden ein The-
ma für den IB; bis Anfang der 1970er-Jahre ein nicht umstrittenes. Die meisten 
Asylanträge kommen von Flüchtlingen aus dem „Ostblock“. Ihre Aufnahme gilt als 
humanitäre Aufgabe; Ost-West-Flüchtlinge sind willkommene Überläufer im 
Wettstreit der Systeme. Seit dem letzten Drittel der 1970er-Jahre verändert sich je-
doch die Haltung: Die Zahl der Asylgesuche steigt steil an. 1980 beispielsweise 
entsprach die Zahl der Asylgesuche in der Bundesrepublik fast zwei Drittel aller 
Asylgesuche in Europa. Die asylsuchenden Flüchtlinge stammen nicht mehr vor-
nehmlich aus den „Ostblockstaaten“, sondern aus der „Dritten Welt“. Auch vor dem 
Hintergrund der hohen Arbeitslosigkeit und diesbezüglich wachsender Ängste 
macht der Terminus „Missbrauch des Asylrechts“ erstmals die Runde.26 

Copyright Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



26 Marion Reinhardt

Jahr Erst- und Folgeanträge

1970 8.645

1975 9.627

1980 107.818

1985 73.832

1990 193.063

Tabelle 4: Anzahl der Asylanträge (Erst- und Folgeanträge)27

Der IB nimmt unter anderem in seinen Geschäftsberichten zur Arbeit mit auslän-
dischen Flüchtlingen Stellung. Zwar würde (auch als Ausgleich für den Rückgang 
der Wohnheimbelegungen mit ausländischen Arbeitnehmer*innen) im IB und an 
den IB die Forderung erhoben, für die Ge�üchteten Unterkunft bereitzustellen 
und Beratungs- und Betreuungskonzepte zu entwickeln, so der IB in seinem Ar-
beitsbericht 1980, jedoch wolle man im Ausbau dieses Feldes Zurückhaltung 
üben und nur dort tätig werden, wo die notwendige Infrastruktur vorhanden und 
eine Zusammenarbeit mit dem DRK möglich sei. Vor diesem Hintergrund werden 
dann vorzugsweise in Köln und in Frankfurt Wohnheime umgewidmet und man 
beteiligt sich an Sonderprogrammen. Trotz dieser zunächst noch zurückhalten-
den Position beginnt der IB in den nächsten Jahrzehnten, sich zur Flüchtlingsfra-
ge in Ansätzen politisch zu äußern: „Nach wie vor ist die soziale und psychische Si-
tuation der Flüchtlinge nicht zuletzt wegen der restriktiven Aufnahmebedingun-
gen schlecht und erfordert besondere Anstrengungen der Betreuung, überwie-
gend in Form von Beratungs-, Freizeit- und Bildungsangeboten.“28 

Das Portfolio des IB vor der Wende
Die Arbeitsschwerpunkte des IB, der 1989 mit über 4.000 Mitarbeitenden fast 
achtmal so groß ist wie zwanzig Jahre zuvor, sind nun:29

• Berufsvorbereitung, Berufsausbildung, ausbildungsbegleitende Hilfen, Fortbil-
dung, Umschulung, zusammengefasst in zahlreichen Bildungszentren,

• Sprachkurse für unterschiedliche Zielgruppen in Sprachzentren oder integriert 
in Angebote für Migranten,

• die Jugendsozialarbeit mit Jugendgemeinschaftswerken, Beratungsstellen, ar-
beitsweltbezogenen Projekten, Jugendwohnheimen, Schulsozialarbeit, Mäd-
chen-Einrichtungen u. a. m.,
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• das Freiwillige Soziale Jahr und das Freiwillige Ökologische Jahr
• die Jugendhilfe, u. a. mit Erziehungshilfen, Jugendzentren und Jugendbildungs-

arbeit,
• Resozialisierungs- und Wohnungslosenhilfen sowie die Betreuung von 

Asylbewerber*innen und
• die Arbeit mit Behinderten.

Trotz dieses Wachstums und der Di�erenzierung des Portfolios ist die Struktur des 
IB in ihren Grundzügen vor und zunächst auch nach der Wende zunächst die aus 
den Gründerjahren: Der Arbeitsmittelpunkt ist die „Einrichtung“ mit einer Einrich-
tungsleitung, die jeweils direkt der zentralen Geschäftsführung (später dann auch 
wieder einer Landesgeschäftsführung) unterstellt ist.30 Diese Struktur bringt es 
mit sich, dass oft an einem Ort, in einer Region mehrere, unterschiedlich große 
Einrichtungen des IB mit unterschiedlichen Schwerpunkten, eingebunden in ver-
schiedene zentrale Fachabteilungen und Netzwerke, arbeiten. Einerseits sind lo-
kale Absprachen in Bezug auf den Aufbau neuer Programme, auf die örtliche Ver-
tretung und die politischen Partner*innen durch diesen Organisationsaufbau 
schwer zu steuern und hängen oft von den Vorlieben der Akteure ab; andererseits 
macht diese IB-Struktur der 1970er und 1980er-Jahre auch einen spezi�schen 
Charme des IB aus, weil sie aufgrund örtlicher Entscheidungsspielräume passge-
naue Programm entwicklung ermöglicht, ein hohes Maß an Engagement und 
Selbstbestimmtheit vor Ort bedeutet und damit auch zu einem erheblichen Teil 
zum Wachstum beigetragen haben dürfte. 

Anmerkungen
1  Wenn nicht anders angegeben, sind die folgenden Angaben den Geschäfts- und Arbeitsbe-

richten des IB zwischen 1969 und 1990 entnommen.
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ten (e. V. und GmbH) auf Bundesländer zugeschnitten wurden, sollten sich Kompetenzen von 
Landesgeschäftsführungen/Landesbeauftragte noch einige Male ändern. 

3  Marion Reinhardt: Gründungsgeschichte des Internationalen Bundes, Schwalbach/Ts. 2017, 
S. 139.

4 https://www.bpb.de/geschichte/deutsche-geschichte/68er-bewegung/51790/jahre-der-re-
bellion [24.4.2021].

5 Vgl. Reinhardt, a.a.O., S. 189.
6 Zu den Biogra�en von Hartmann, Würschinger und Benker siehe Reinhardt, a.a.O. Die Mit-

gliedschaften in den IB-Gremien sind in den jeweiligen Geschäftsberichten aufgeführt.
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7 Stefan Zowislo: Der Internationale Bund für Sozialarbeit – Jugendsozialwerk, Magisterarbeit, 
Münster 1989; IB-Archiv.

8 Vgl. Kapitel VI „Who is who“.
9 Gero Kerig: Entwicklung der Jugendhilfe und Sozialen Arbeit, Rede, Frankfurt/M. 2009, S. 7, 

IB-Archiv. 
10 Vgl. Tübinger Briefe, Nr. 2/3 1971, S. 55 f.; IB Archiv.
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12  Zusammengestellt aus den verschiedenen Geschäfts- und Personalberichten der entspre-

chenden Jahre.
13 Vgl. https://www.dw.com/de/der-radikalen-erlass-von-1972/a-15690722 [20.11.2021].
14 Vgl. Vorlage für die Sitzung des Vorstands am 3./4. März 1978 in Frankfurt/M., IB-Archiv.
15  Schreiben des Vorsitzenden (Dr. Ebersbach) und des Direktors für das Personalwesen (Dr. Scha-

de) der Hauptgeschäftsführung an die Einrichtungsleitungen des IB vom 30.10.1978, IB-Archiv.
16  Vgl. https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Konjunkturindikatoren/Lange-Reihen/

Arbeitsmarkt/lrarb003ga.html [20.11.2021].
17 Vgl. Christian Harten: Zum Stand der Jugendarbeitslosigkeit in der Bundesrepublik, o. D., zit. 

n. http://library.fes.de/gmh/main/pdf-�les/gmh/1980/1980-06-a-382.pdf [20.11.2021].
18 IB-Satzung, § 3 (2); hier zit. n. der Fassung von 2015, siehe https://www.internationaler-bund.

de/�leadmin/user_upload/storage_ib_redaktion/IB_Portal/Mitgliederversammlung/Doku-
mente/IB-Satzung.pdf [20.11.2021].

19 So in etwa die Entwicklung in Frankfurt-Griesheim; vgl. IB-Frankfurt/M. (Hg.): 66 Jahre IB – 
Frankfurt am Main 1953 bis 2019, Eigendruck, 2011 (IB-Archiv).

20 Zu genauen Daten, Entwicklungen, Haltungen und Diskursen vgl. den Aufsatz von A. Schmidt-
Koddenberg in diesem Band (S. 280 �.).

21  Vgl. https://www.bva.bund.de/DE/Services/Buerger/Migration-Integration/Spaetaussied-
ler/04_Informationen/Historie/Historie_node.html [20.11.2021].

22 Quelle: IB-Geschäftsbericht 1989/1990, S. 25 (IB-Archiv).
23 Der sogenannte Garantiefonds (Programm zur Sprach- und Integrationsförderung junger 

Zuwanderer*innen, hier in Schule und Ausbildung) ist eine zusätzliche Integrationshilfe.
24 Unter „sonstige Programme“ sind kommunale oder Landes- oder Programme der Arbeitsver-

waltung zu verstehen, die sich meist auch an die Zielgruppe wenden: Hausaufgabenhilfen, 
O�ene Angebote, ausbildungsbegleitende Hilfen, Kindergruppen u. a. m.

25 Reinhardt, a.a.O., S. 181.
26 Vgl. https://www.bpb.de/izpb/8351/lage-der-�uechtlinge-und-vertriebenen?p=2.
27 https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/AsylinZahlen/aktuelle- 

zahlen-februar- 2021.pdf;jsessionid=28219889EC0DC1F40CE374E715CF7A65.internet282?__
blob=publication, S. 5.

28 IB-Geschäftsbericht 1989/1990, S. 24.
29 Die Angaben können mangels entsprechender Wirtschaftsdaten nicht gewichtet werden, die 

hier gewählte Reihenfolge ist keine quantitative Wertung.
30  In manchen Jahren haben Landesgeschäftsführungen die direkte Dienstaufsicht; in anderen 

Jahren nehmen sie lediglich die Funktion von Landesvertretungen als Repräsentanten ge-
genüber den Landesregierungen und -behörden wahr.
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Vertiefungen 

Beru�iche Bildung in den 1970er- und 
1980er-Jahren

Walter Würfel

Die Bundesanstalt für Arbeit als Motor der Entwicklung
1969 traten in der Bundesrepublik zwei Gesetze in Kraft, die für die Entwicklung 
der beru�ichen Bildung im IB eminent wichtig waren und einen enormen Innova-
tionsschub in Gang setzten; das sind das Arbeitsförderungsgesetz (AFG) und das 
Berufsbildungsgesetz (BBiG). Das AFG ging zu Beginn noch von der ambitionier-
ten Zielsetzung der „Vollbeschäftigung“ aus.1 Zentral war die Überlegung, dass be-
ru�iche Kenntnisse und Fertigkeiten auch „auf Vorrat“ vermittelt werden sollten; 
beispielsweise in Phasen der Arbeitslosigkeit, um dann auf dem Arbeitsmarkt bes-
sere Beschäftigungschancen zu haben. Fortbildung und Umschulung waren hier 
die zentralen Begri�e. Die Bundesanstalt für Arbeit (heute Bundesagentur für Ar-
beit) war in diesen Jahren Motor der Entwicklung und der Innovation in der beruf-
lichen Bildung und Quali�zierung.
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Neue komplexe Inhalte in der beruflichen Bildung
So wurde das Konzept der Schlüsselquali�kationen und -kompetenzen in der be-
ru�ichen Bildung nicht etwa im ö�entlichen Schulwesen oder im Bildungsminis-
terium oder im Bundesinstitut für Berufsbildung (BiBB) entwickelt, sondern in der 
Bundesanstalt für Arbeit.2 Das Konzept ging davon aus, dass Wissen (schon da-
mals!) eine immer kürzere „Halbwertszeit“ haben würde, dass es also nicht darum 
gehen könne, sich immer größere Mengen von Wissen anzueignen, sondern dass 
man über Quali�kationen und Kompetenzen verfügen müsse, um sich das „richti-
ge“ Wissen zu erschließen und es anwenden zu können. Außerdem ging es bei 
den Schlüsselquali�kationen auch um eher habituelle und Verhaltensziele, die 
teilweise etwas kurz gegri�en polemisch und herabwürdigend als „Sekundärtu-
genden“ bezeichnet wurden, nämlich „Tugenden“ wie Fleiß und Pünktlichkeit. 

1988 wurde das Konzept der Schlüsselquali�kationen folgerichtig mit der Neu-
ordnung der industriellen Metall- und Elektroberufe in die Berufsausbildung 
übernommen. Die Berufe erhielten eine berufsfeldbreite Grundbildung, auf die in 
verschiedenen Fachrichtungen aufgebaut wurde, z. B. „Industriemechaniker“ mit 
den Fachrichtungen Betriebstechnik, Produktionstechnik, Maschinen- und Sys-
temtechnik u. v. m.

In der Industrie wurde zu Beginn der 1980er-Jahre zunehmend (ansatzweise auch 
schon vorher) mit computergestützten und IT-basierten Systemen gearbeitet: 
CNC-Technik (Computer numerically controlled), CAD (Computer aided design im 
Technischen Zeichnen) waren in diesen Jahren wichtige Entwicklungen. Die me-
thodischen Konsequenzen in der Berufsausbildung waren das selbstständige Ler-
nen, die Leittextmethode, problemlösendes Arbeiten, selbstgesteuertes Lernen. 
Damit verbunden war eine Veränderung der Rolle des Lehrpersonals, das jetzt  
zunehmend Moderations-, Beratungs- und Begleitungsrollen übernahm und  
von dem weniger frontales Vermitteln, weniger das „Vormachen, Nachmachen, 
Üben“ erwartet wurde.

Durch zunehmende IT-Anwendungen nicht nur in der gewerblichen Wirtschaft 
änderten sich auch die Anforderungen in anderen Berufen: Neuordnungsprojek-
te (zunächst in den Büroberufen) nahmen zu. Damit wuchs auch die Rolle und  
Bedeutung des Bundesinstituts für Berufsbildung BiBB. Die neuen komplexeren 
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Ausbildungsinhalte als integraler Bestandteil der Ausbildungsberufe waren natür-
lich auch Themen in der Ausbildung beim IB, vor allem, weil sie auch Jugendlichen 
mit Förderbedarf vermittelt werden mussten, was didaktisch und methodisch ei-
ne große Herausforderung darstellte. 

Das Berufsbildungsgesetz
Ende der 1960er-, Anfang der 1970er-Jahre gab es nicht nur die Studentenbewe-
gung, die außerparlamentarische Opposition (APO), es gab auch die Lehrlingsbe-
wegung. Unregulierte Berufsausbildung, Ausbeutung der Lehrlinge als billige 
Arbeitskräfte, „Beistell-Lehre“, diese Missstände führten zur Entwicklung des Be-
rufsbildungsgesetzes, das der Berufsausbildung von Jugendlichen eine neue Ba-
sis gab und das es, inzwischen einige Male novelliert, nach wie vor gibt. Das 
Berufsbildungsgesetz regelt die Berufsausbildung im dualen System, an den Lern-
orten Berufsschule und Ausbildungsbetrieb. Die Berufsschule sollte dabei dezi-
diert nicht nur fachliche berufsbezogene Lehrinhalte vermitteln, sondern auch 
allgemeinbildende, von Deutsch über Wirtschaftskunde bis hin zu Religion. 

Es gab damals übrigens keinerlei Quali�kationsvoraussetzung für die Aufnahme 
einer Berufsausbildung, keine schulischen Abschlüsse oder Ähnliches als Voraus-
setzung. Dementsprechend hatte, heute kaum zu glauben, Ende der 1960er-Jah-
re ein Drittel aller Auszubildenden keinerlei Schulabschluss! –, was nicht nur für 
das sich bald entwickelnde Arbeitsfeld „Überbetriebliche Ausbildung“ beim IB re-
levant war. Wie schon Goethe forderte:

„Wer soll Meister sein? Der was ersann.
Wer soll Geselle sein? Der was kann.
Wer soll Lehrling sein? Jedermann!“

Mit der Reform der Berufsausbildung wurde der „Lehrling“ dann Ende der 1960er-
Jahre abgelöst vom „Auszubildenden“ (damals noch ohne Genderstern), bald 
meistens „Azubi“ genannt.
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Berufliche Förderung – zunächst für die Kinder von 
Gastarbeiter*innen
Ab Ende der 1960er-Jahre wurde immer deutlicher, dass für die Kinder der „Gast-
arbeiter“ Bildungs- und Beschäftigungsangebote gemacht werden mussten. Die 
Vorstellung, dass die ausländischen Arbeitnehmer*innen mitsamt ihren mittler-
weile nachgezogenen oder hier gegründeten Familien wieder das Land verlassen 
würden, war ebenso absurd wie unwürdig. Also wurden zunächst Lehrgänge und 
Kurse entwickelt, die den Jugendlichen Grundkenntnisse über Berufe und beruf-
liche Tätigkeit in Deutschland vermitteln sollten. 

Allerdings wurden diese Angebote nicht in das Regelsystem schulischer oder be-
ru�icher Ausbildung integriert, sondern sie liefen als „Sonderprogramme“ neben 
den allgemeinbildenden und berufsbildenden Systemen und waren nicht mit ih-
nen verbunden. Dies war ein folgenschwerer Fehler, denn Passungsprobleme und 
Zugangs- bzw. Übergangsprobleme waren die Folge. Hierunter leidet dieser Be-
reich noch heute; das Übergangssystem ist kompliziert geworden, führt zu Orien-
tierungsproblemen und erfordert im Übergang Schule – Beruf/Berufsausbildung 
vielfältige Angebote der Jugendsozialarbeit, die den Jugendlichen helfen müs-
sen, sich zurechtzu�nden.

„BEFA“ (Beru�iche Bildung für Ausländer), „MBSE“, (Maßnahmen zur beru�ichen 
und sozialen Eingliederung junger Ausländer) und eine unüberschaubare Vielzahl 
von Kursen für verschiedene Zielgruppen (Grundausbildungs-, Förder-, Jugendli-
chen-, Vorbereitungslehrgänge, Berufsvorbereitungsjahr, Berufsgrundbildungs-
jahr und viele mehr) entstanden in Regie und Finanzierung der Arbeitsverwal-
tung, obwohl es Bildungsangebote mit Berufsbezug waren. Die Konzepte dieser 
Maßnahmen wurden größtenteils in Kooperation zwischen dem IB und anderen 
Trägern sowie der Bundesanstalt für Arbeit entwickelt. 

Die ersten Berufsbildungszentren beim IB
Mitte der 1970er-Jahre wurden beim IB die ersten Berufsbildungszentren für die-
se Kurse und Maßnahmen, wenig später auch für die Berufsausbildung erö�net; 
dies sicherlich nicht zufällig in den großen Städten mit industrieller Prägung 
(Stuttgart, Frankfurt/M., Mainz, Zweibrücken, Köln, Herne, Mannheim …). 
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Ein notwendiger Schritt hin zu einem Angebot zur Berufsausbildung erfolgte 
1976, als der IB im Berufsbildungszentrum Herne im Rahmen des „Sonderpro-
gramms zur Beseitigung der Jugendarbeitslosigkeit/Jugendberufsnot“ (das 
sogenannte „Rohde-Programm“, nach dem Bildungsminister Helmut Rohde  
(1974–1978) benannt), eine Ausbildung im Metallbereich, für 15 Jugendliche kon-
zipierte und durchführte. In diesem Programm wechselten überbetriebliche 
Ausbildungsphasen im Bildungszentrum mit Betriebsphasen bei den Kooperati-
onspartnern. 

1978 wurde dann im Berufsbildungszentrum Stuttgart eine sozialpädagogisch 
orientierte Vorform des späteren Benachteiligtenprogramms mit 24 Jugendlichen 
konzipiert und durchgeführt. Darüber hinaus gab es Ausbildungsmaßnahmen, 
die durch das Jugendwohlfahrtsgesetz (seit 1990: Kinder- und Jugendhilfegesetz) 
gefördert wurden.3 

Berufsvorbereitung in den 1970ern
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Folgen für die Organisationsentwicklung
Mit der Entwicklung der beru�ichen Bildung im IB waren neben den klassi   schen 
Berufsgruppen des IB (Sozialpädagog*innen/Sozialarbeiter*innen, Erzie-
her*innen/Gruppenerzieher*innen) neue Quali�kationen und Mitarbeiter*innen 
gefragt: Sozialpädagog*innen mit einem neuen Tätigkeitspro�l in beru�ichen För-
dermaßnahmen, Fachlehrer*innen und Deutschlehrer*innen (die Jugendlichen 
waren ja meist Migrantenkinder mit wenigen Deutschkenntnissen), außerdem  
Industrie- und Handwerksmeister*innen für die praktischen Anteile der Berufs-

orientierung und Ausbildung. Damit einher ging eine quantitativ und qualitativ 
unglaubliche Entwicklung: Es wurden Ausbildungswerkstätten für ganz unter-
schiedliche Berufe gescha�en, es wurden Unterrichtsräume eingerichtet mit  
Nutzungsmöglichkeiten entsprechender Medien und Materialien. Die Berufs-
bildungszentren, der neue Einrichtungstypus im IB, ähnelten den Lehrwerkstät-
ten von industriellen Großbetrieben und Verwaltungen. Die rasante Entwicklung 
dieser neuen Arbeitsfelder und Einrichtungen ging einher mit einem großen 
quantitativen Wachstum des IB insgesamt, die Mitarbeiterzahlen stiegen und die 
Struktur der Einrichtungen veränderte sich insgesamt. 

Mit der 1980 beginnenden Ausbildung von Jugendlichen, aber auch mit der Fort-
bildung und Umschulung Erwachsener kamen völlig neue Herausforderungen 
auf die Berufsbildungszentren zu: Die Auszubildenden und Teilnehmer*innen an 
Lehrgängen und Umschulungen benötigten für die Abrechnung und Auszahlung 
von Unterhaltsgeld/Berufsausbildungsbeihilfe und Ausbildungsvergütung ganz 
neue Verwaltungsstrukturen und Lohnbuchhaltungen vor Ort, die sich von der 
Gehaltsbuchhaltung für die Mitarbeitenden, verwaltet in der Landes- oder Haupt-
geschäftsführung, deutlich unterschieden. Auch der quantitative Umfang erfor-
derte neue betriebliche Funktionen, vergrößerte Verwaltungen, neue Hierarchie- 
und Leitungsebenen. Im Grunde genommen mussten, damals Neuland, die  
Berufsbildungszentren wie Unternehmen geführt werden, was zu großen politi-
schen Diskussionen beispielsweise auf Mitgliederversammlungen des IB führte – 
nicht zu vergessen die damit wachsende Anzahl der Betriebsräte und deren  
Ein�uss. 

In dieser Zeit kam damit die immer wieder gestellte und diskutierte Frage der Or-
ganisationsentwicklung auf: Wie war das Verhältnis von (zentraler) Hauptge-

Copyright Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



35 

schäftsführung zu den (dezentralen) Landesgeschäftsführungen? Welche Bedeu-
tung und Funktion hatten die wachsenden operativen Einheiten? Diese Organisa-
tions- und Machtfragen begleiteten den IB lange Zeit; was ebenso für Fragen von 
Gemeinnützigkeit und von Gesellschaftsformen (Verein vs. gGmbH) galt.

Der IB – Player am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt
Eine ebenfalls neue Entwicklung in diesem Kontext war, dass der IB mit seinen 
Ausbildungsprogrammen nunmehr auch Player im lokalen und regionalen Aus-
bildungs- und Arbeitsmarkt wurde. Er musste für seine Kursteilnehmer*innen 
Praktikumsbetriebe suchen, er musste mit Innungen des Handwerks, Kammern 
und mit Berufsschulen Kontakte knüpfen und kooperieren. Er war nun ganz an-
ders als bisher in die Wirtschaftsstruktur vor Ort integriert bzw. musste um diese 
Integration kämpfen. Anfangs gab es wenig Akzeptanz für einen sozialen Träger 
als Ausbildungsinstitution, Eintragungen in die Lehrlingsrolle der Kammern muss-
ten, teilweise vor Gericht, erstritten werden. Für die Programme und damit für die 
Jugendlichen musste Lobbyarbeit im politischen Raum, vor Ort, aber auch in den 
Ministerien, im parlamentarischen Raum und bei der EU geleistet werden.

Das Benachteiligtenprogramm – Start und Struktur
Die weitere Entwicklung der beru�ichen Bildung wurde ab 1979/80 von dem 
„Sonderprogramm zur Ausbildung benachteiligter Jugendlicher“ des (damaligen) 
BMBW (Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft) geprägt. Dieses „Be-
nachteiligtenprogramm“, auch „Benachteiligtenförderung“ genannt, galt und gilt 
als Meilenstein der Entwicklung und war der Katalysator für eine unglaubliche 
Entwicklung und ein ebensolches Wachstum, nicht nur des IB. Es begann mit Pi-
lotprojekten mit bundesweit 600 Jugendlichen und hatte zu seinen stärksten Zei-
ten 2005/2006 bundesweit 60.000 Auszubildende. 

Das Programm begann beim IB mit 24 Jugendlichen und umfasste 1985/86 be-
reits 2.500 Auszubildende, die in 25 Berufsbildungszentren in zunächst 48, später 
in annähernd 100 anerkannten Ausbildungsberufen ausgebildet wurden, 24 % 
von ihnen waren übrigens ohne jeglichen Schulabschluss4. Das „Benachteiligten-
programm“, beim IB „Überbetriebliche Ausbildung“, später „Außerbetriebliche 

Copyright Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



36 Walter Würfel

Ausbildung“ genannt, brachte in der Berufsbildung bundesweit (nicht nur bei Bil-
dungsträgern) in Pädagogik, Didaktik und Methodik, in der Berufsschullehrer-
Ausbildung an den Universitäten, aber auch in der Organisationsentwicklung bis-
her nie da gewesene konzeptionelle Innovationen. Grundgedanke des Pro-
gramms war, dass Jugendliche, die keine betriebliche Ausbildungsstelle gefunden 
hatten, nach Absolvierung einer sogenannten berufsvorbereitenden Bildungs-
maßnahme eine Ausbildung aufnehmen konnten. Sie schlossen hierfür einen re-
gulären Ausbildungsvertrag mit einem Bildungsträger ab. Dies löste zunächst hef-
tige Abwehrreaktionen der Betriebe in Handwerk und Industrie aus. Der prakti-
sche Teil der Ausbildung fand beim Träger statt, der schulische in den regulären 
Berufsschulen. Darüber hinaus waren Praktikumsphasen in entsprechenden  
Betrieben vorgeschrieben, um den Jugendlichen den „Ernstcharakter“ der  
Ar beit in Betrieben nahezubringen. 

Für die Ausbildung verantwortlich waren Teams von Ausbilder*innen 
(Meister*innen aus Industrie und/oder Handwerk), Fachlehrer*innen zur Stützung 
des Berufsschulsto�s und der Fachinhalte und Sozialpädagog*innen zur Stützung 
und Entwicklung der Persönlichkeit der Jugendlichen. Am Ende der Ausbildung 
legten die Jugendlichen die Gesellen- bzw. Facharbeiterprüfung vor der jeweili-
gen Prüfungskommission der zuständigen Kammer oder Innung ab. Nach dieser 
Prüfung war eine reguläre Arbeitsaufnahme vorgesehen und damit die Integrati-
on in den Arbeitsmarkt, was als eine Voraussetzung gesellschaftlicher Teilhabe ge-
wertet wurde.

Inhaltlich-konzeptionell und �nanziell war das BMBF (Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung) für das Benachteiligtenprogramm zuständig, die organisa-
torische Abwicklung erfolgte aber durch die Bundesanstalt für Arbeit. Das Pro-
gramm war so erfolgreich, dass es als Sonderprogramm mit einem ständig wach-
senden Finanzbedarf bald nicht mehr weitergeführt werden konnte. Es musste 
auf eine gesetzliche Grundlage gestellt werden. Drei Optionen kamen infrage: In-
tegration in das Berufsbildungsgesetz, in das Jugendwohlfahrtsgesetz (später: 
Kinder- und Jugendhilfegesetz) oder in das Arbeitsförderungsgesetz. 1987 wurde 
das Programm schließlich als § 40c in das Arbeitsförderungsgesetz übernommen 
und von da an komplett von der Bundesanstalt für Arbeit administriert und �nan-
ziert.
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Benachteiligtenförderung – Team-Konzept und Kompetenzansatz
Die Benachteiligtenförderung wurde auch als „sozialpädagogisch orientierte Be-
rufsausbildung“ bezeichnet. Sie ging davon aus, dass die Jugendlichen Unterstüt-
zung brauchten, die aufgrund ihrer Herkunft und/oder schulischen Leistungen 
keinen Ausbildungsplatz fanden und/oder (noch) nicht aus eigener Kraft eine 
Ausbildung erfolgreich durchlaufen konnten. Diese Unterstützung erfolgte durch 
sozialpädagogische Begleitung, die auf das familiäre Umfeld, die kulturelle Her-
kunft, aber auch auf Lern- oder Verhaltensprobleme einging, sowie durch Stütz- 
und Förderunterricht, der den Berufsschulsto� vermitteln und vertiefen sollte. Die 
Jugendlichen schlossen ihren Ausbildungsvertrag mit dem Träger, sie waren „ganz 
normal“ berufsschulp�ichtig und legten nach der Ausbildung eine Gesellen- oder 
Facharbeiterprüfung vor der zuständigen Industrie- und Handels- oder Hand-
werkskammer bzw. Innung ab. Das Programm ging davon aus, dass bei entspre-
chender Unterstützung annähernd alle Jugendlichen in der Lage seien, einen  
erfolgreichen Berufsabschluss in einem anerkannten Ausbildungsberuf zu absol-
vieren, deshalb war ein Leitspruch dieses Programms auch immer „Ausbildung für 
alle!“ 

Das Konzept der Benachteiligtenförderung sah vor, dass nach Ablauf des ersten 
Ausbildungsjahres, das in Werkstätten bei den Trägern (mit entsprechendem Be-
rufsschulbesuch) abgeleistet wurde, die Jugendlichen möglichst in betriebliche 
Lehrstellen vermittelt werden sollten. Dies erwies sich allerdings in vielen Fällen 
als äußerst schwierig, die Übergangsquoten lagen aus unterschiedlichen Grün-
den meist nur bei höchstens 4 %.5

Das Programm der sozialpädagogisch orientierten Berufsausbildung ging vom 
Team-Konzept in der Förderung aus; das bedeutete, dass die für die Praxis zustän-
digen Sozialpädagog*innen, Förderlehrer*innen und Ausbilder*innen gemein-
sam die Ausbildung planten und durchführten. Dieser Teamansatz war Marken-
zeichen des Programms und Gegenstand der Personalfortbildung, die (bis 2003) 
vom „Heidelberger Institut für Beruf und Arbeit“ im Auftrag und auf Kosten der 
Bundesagentur für Arbeit durchgeführt wurde. 

Ein weiterer innovativer Ansatz, der mit und im Benachteiligtenprogramm entwi-
ckelt wurde, war der Kompetenzansatz: Leitlinie des Ausbildungshandelns war es, 
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an den individuellen Stärken der Jugendlichen anzusetzen und ihnen durch Ler-
nen in kleinen Einheiten Erfolgserlebnisse zu vermitteln. Die Betonung sollte nicht 
mehr auf diejenigen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten gelegt werden, die 
die Jugendlichen (noch) nicht beherrschten. Für die Verbreitung dieses Ansatzes 
hat die Benachteiligtenförderung viel in Fortbildungen, in Modellversuchen bis 
hin zur Ausbildung von Berufsschullehrer*innen an Universitäten geleistet. 

Ausbildungsbegleitende Hilfen in der Benachteiligtenförderung
Die ausbildungsbegleitenden Hilfen waren bis 2012 ein weiterer Bestandteil der 
Benachteiligtenförderung und sind seitdem im SGB III neu verortet. Sie wenden 
sich nach wie vor, etwas modi�ziert, an Jugendliche, die eine betriebliche Ausbil-
dungsstelle haben, bei denen aber ein erfolgreicher Abschluss der Ausbildung 
gefährdet ist, sei es aus sozialen und verhaltensbedingten, sei es aus schulischen 
Gründen. Sie wurden in der Benachteiligtenförderung 1982 begonnen.

Neue Kooperationen und Partnerschaften mit Betrieben, Kammern, 
Schulen
Sowohl die „ausbildungsbegleitenden Hilfen“ (abH) als auch die „Berufsausbil-
dung in außerbetrieblichen Einrichtungen“ (BaE) als Programme der Benachteilig-
tenförderung erschlossen dem IB indirekt weitere neue Arbeitsfelder: Weil BaE 
und abH die Fähigkeit und den Willen zur Kooperation aller Beteiligten erforder-
ten, konnten über diese Programme vielfältige Kontakte und Verbindungen zu 
Unternehmen der Wirtschaft, zu Schulen, Kammern, Innungen und vielen ande-
ren Institutionen im Umfeld aufgebaut werden. Auch dadurch, dass Praktika in 
Unternehmen verp�ichtend waren, wurde eine Vielzahl von Kooperationen und 
Netzwerken entwickelt. 

Last but not least: Weil das Programm, gerade bei der Wirtschaft und ihren Insti-
tutionen vor Ort, lange Zeit um Akzeptanz und Gleichberechtigung bei Innungen, 
Kammern, Betrieben im lokalen Ausbildungs- und Arbeitsmarkt kämpfen musste 
(nicht zuletzt auch den Berufsschulen gegenüber), wurden entsprechende politi-
sche Lobbyaktivitäten entwickelt und ausgebaut, die die Wahrnehmung des IB als 
ernst zu nehmendem Partner nachhaltig stärkten.
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Die Benachteiligtenförderung als Reflex auf die Probleme am 
Ausbildungsmarkt
Die Benachteiligtenförderung wurde, wie gesagt, zunächst als zeitlich und vom 
Umfang her begrenztes Sonderprogramm des damaligen Bildungsministeriums 
durchgeführt. Die inhaltliche Gestaltung oblag dem Bundesbildungsministerium, 
die administrative Durchführung erfolgte durch die Arbeitsverwaltung. 1987 war 
das Programm schon so bedeutend, dass es als ein Regelprogramm in das dama-
lige Arbeitsförderungsgesetz (heute: SGB III) übernommen wurde.

Ein Programm, das die Ausbildung benachteiligter Jugendlicher mit anerkannten 
Abschlüssen des dualen Systems zum Ziel hatte, musste sich zwangsläu�g an ver-
schiedenen Stellen „in die Nesseln setzen“: Das duale System der Berufsausbil-
dung, in Deutschland hochgelobt und bis nach China exportiert, konnte auch  
damals schon längst nicht allen Jugendlichen eine erfolgreiche Ausbildung er-
möglichen, was allein die langjährige Existenz des Programms beweist. Das Pro-
gramm zeigte darüber hinaus immer wieder, in welch drastischem Ausmaß sich 
die Betriebe in diesen Jahrzehnten aus der Ausbildung, gerade von benachteilig-
ten Jugendlichen, zurückgezogen hatten. Heute haben wir in Bezug auf den Aus-
bildungsstellenmarkt ein komplett anderes Bild, wenn auch die Betriebe sich nach 
wie vor scheuen, junge Menschen mit weniger guten Schulabschlüssen einzu-
stellen. 

So war die Benachteiligtenförderung immer auch ein Re�ex auf die Situation des 
Ausbildungsstellenmarktes und die Situation des deutschen Berufsbildungssys-
tems insgesamt. Immer wenn die Betriebe (aus unterschiedlichen, teilweise auch 
nachvollziehbaren Gründen) weniger Ausbildungsstellen anboten, trat die Be-
nachteiligtenförderung als „Ausfallbürge“ auf.

Viele Jugendliche, die nicht eigentlich „benachteiligt“ waren, sondern aufgrund 
des Mangels an Ausbildungsplätzen keine Ausbildung fanden, konnten mithilfe 
dieses Programms überhaupt erst eine Berufsausbildung beginnen und absolvie-
ren. So kam es schon Anfang der 1980er-Jahre zu dem Begri� „Marktbenachteilig-
te“: Gemeint sind Jugendliche, die nicht aufgrund von individuellen oder sozialen 
Benachteiligungen oder durch ihre Herkunft mit Migrationshintergrund keine 
Ausbildungsstelle �nden, sondern nur, weil zu wenige Stellen angeboten werden. 
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Diese Dynamik wurde mit der Wende 1989/90 in den neuen Bundesländern be-
sonders deutlich: Das Programm wurde hier übernommen, und die große Anzahl 
von „Konkurslehrlingen“ (Auszubildenden, deren Betriebe in Konkurs gegangen 
waren) führte zu weiterem Wachstum. 

Zum Dilemma der Ausschreibungen6

Die Benachteiligtenförderung be�ndet sich seit Mitte der 1990er-Jahre noch in ei-
nem anderen Dilemma: Sie wird ö�entlich ausgeschrieben, damit wurde eine (ge-
wollte) Konkurrenz- und Preisspirale in Gang gesetzt, die ihren vorläu�gen Höhe-
punkt in der zentralen bundesweit einheitlichen Ausschreibung mit einer einzi-
gen Leistungsbeschreibung für die gesamte Republik fand. Arbeitsmarktdienst-
leistungen (darunter werden auch die Programme der Benachteiligtenförderung 
subsumiert, obwohl es sich eigentlich um Bildungsprogramme handelt) wurden 
im Prinzip nach denselben Grundsätzen ausgeschrieben wie der Bau von Auto-
bahnteilstücken oder die Bescha�ung von Autos oder Computern durch Behör-
den. Personale oder personenbezogene Dienstleistungen wie Ausbildung oder 
Beratung realisieren sich aber erst in ihrer Durchführung mit den Adressat*innen. 
Diese Durchführung der Programme ist entscheidend für den Erfolg oder Misser-
folg, nicht aber eine Konzeption / ein Angebot, das ja zunächst (bevor die Maß-
nahme überhaupt begonnen hat) nur eine Behauptung ist. 

Mit Einführung der zentralen Ausschreibung wurde eine Trennung vorgenom-
men zwischen der Stelle, die ausschreibt und die Vergabeentscheidung tri�t 
(nämlich die „regionalen Einkaufszentren“ der Bundesagentur für Arbeit), und der 
Stelle, die die Durchführung der Maßnahmen verantwortet und überwacht (die 
Arbeitsagentur vor Ort). Dies hat teilweise zu der grotesken Situation geführt, 
dass Bewerber den Zuschlag erhielten, von denen die örtlichen Agenturen ziem-
lich sicher wussten, dass sie nicht in der Lage sein würden, die Maßnahme ord-
nungsgemäß durchzuführen.

Trotzdem wurde der Preis der Angebote zu einem wesentlichen Kriterium. Dies 
führte zu Gehaltsverlusten bei den Mitarbeiter*innen (die Personalkosten sind der 
Löwenanteil der Maßnahmenkosten) in einer Größenordnung von 20 % innerhalb 
weniger Jahre. Die Träger mussten insgesamt mehrere Tausend Mitarbeiter*innen 
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entlassen, ein Bruchteil der entlassenen Mitarbeiter*innen konnte stellenweise in 
ausgegründete GmbHs zu schlechteren Bedingungen übernommen werden. Vie-
le Träger gingen in Insolvenz oder zogen sich aus diesem Feld der Förderung Ju-
gendlicher ganz zurück. Diese Vorgehensweise, die funktionierende Kooperatio-
nen und Trägerorganisationen zerschlagen hat, wurde von den Trägern selbst und 
ihren Verbänden (Bildungsverband BBB und BAG, später Kooperationsverbund 
Jugendsozialarbeit) immer wieder angeprangert und auch gegenüber der Politik 
thematisiert. Leichte Modi�kationen im Verfahren und die Einführung eines Min-
destlohns für die Mitarbeitenden in der Aus- und Weiterbildung nach SGB II und 
III haben hier geringfügig Abhilfe gescha�en. 

Ausblick und Fazit
Im Rahmen der Arbeitsmarktreformen 2005 in der Folge des Berichts der Hartz-
Kommission „Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ wurden alle Program-
me der Bundesagentur grundlegend infrage gestellt. Die generelle Unterstellung, 
die Jugendlichen fänden deshalb keine Ausbildungsstellen, weil sie nicht ausbil-
dungsreif seien, weist die Verantwortung hierfür letztlich dem allgemeinbilden-
den Schulwesen zu. Damit wird auch die Frage gestellt, ob ein solches Programm, 
ebenso wie die Berufsvorbereitung, nicht aus Steuermitteln �nanziert werden 
müsste statt aus Mitteln der Versichertengemeinschaft der Arbeitslosenversiche-
rung. Das Tragische an dieser Diskussion ist, dass weder in den Bildungsetats noch 
im Haushalt der Bundesagentur genügend Geld vorhanden ist, um diese Förde-
rung auf einem hohen Niveau fortzusetzen – das sagen zumindest die 
Vertreter*innen dieser Institutionen.

25 Jahre nach ihrem Beginn 1980 ist allein die Berufsausbildung in außerbetrieb-
lichen Einrichtungen von 600 Teilnehmer*innen 1980 auf 64.500 insgesamt ange-
wachsen. Das ist gleichzeitig ein eher beängstigender Befund: Je größer die Zahl 
der Auszubildenden in diesem Programm wurde, weil es zu wenig betriebliche 
Ausbildungsplätze gab, desto stärker stiegen zwangsläu�g die Kosten und desto 
stärker geriet das Programm in die ö�entliche Debatte – immer mit der Gefahr, 
dass es „Subventionskürzungen“ zum Opfer �el. 
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Der IB hat in dieser Zeit bis zu 20.000 Auszubildende im Benachteiligtenpro-
gramm gehabt, er hat in etwas über 100 Ausbildungsberufen ausgebildet. Insge-
samt haben ungefähr 50.000 Jugendliche in diesen beiden Jahrzehnten an den 
verschiedenen Maßnahmen der beru�ichen Bildung im IB teilgenommen. Auch, 
wenn der Anteil der beru�ichen Bildung am außerordentlichen Wachstum des IB 
in den 1970ern und 1980ern nur schwer genau zu bezi�ern ist, ist er erheblich. Die 
beru�iche Bildung hat den IB in diesen Jahrzehnten maßgeblich (mit-)geprägt. 

Anmerkungen
1 Heute, im Sozialgesetzbuch III/Arbeitsförderung, spricht das Gesetz lediglich vom „Ausgleich 

am Arbeitsmarkt“.
2 Vgl. Dieter Mertens, Heft 1/1974 der „Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung“ 

MittAB des IAB. 
3 Zu dieser Entwicklungsphase der beru�ichen Bildung vgl. Franzjosef Esch/Werner Sigmund/

Fachabteilung IV Beru�iche Bildung in der Hauptgeschäftsführung des IB: Über- und außer-
betriebliche Ausbildung beim IB/JSW e. V., in: Tübinger Brief 1/2, 1986.

4 Vgl. ebd.
5 Dies ist kein Schreibfehler. Tatsächlich betrug die Übernahmequote nach dem ersten Ausbil-

dungsjahr lediglich 4 %.
6 Auf die Entwicklung der beru�ichen Bildung nach 1989 geht Prof. Dr. Gerhard Christe in sei-

nem Beitrag in diesem Band ausführlich ein (S. 291 �.). 
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Jugendarbeitslosigkeit und Jugendhilfe 
– Entwicklung der Jugendsozialarbeit 
am Beispiel hessischer Beratungsstellen

Marion Reinhardt

„Beratung und Hilfe für junge Arbeitslose“ – unter dieser Überschrift startet die 
hessische Landesregierung Ende 1977 ein Modellprogramm, das beispielhaft für 
die Entwicklung der Jugendsozialarbeit im Kontext von Jugendhilfe steht. Auslö-
ser für die Entwicklung dieses und vergleichbarer Programme in anderen Bundes-
ländern, vor allem in Rheinland-Pfalz und in Nordrhein-Westfalen, ist die hohe Ju-
gendarbeitslosigkeit in den 1970er- und 1980er-Jahren in der Bundesrepublik. 

Auch die Jugendhilfe sieht sich erstmals in der Nachkriegsgeschichte und immer 
stärker mit den sozialen und individuellen Auswirkungen von Arbeitslosigkeit 
und Berufsnot konfrontiert. Im Umgang damit greift die Jugendhilfe zunächst auf 
bestehende Angebote, vor allem in der Jugendp�ege, also der o�enen Jugendar-
beit, der Jugendbildungsarbeit und der Jugendverbandsarbeit zurück, begründet 
aber auch neue Angebote und Maßnahmen mit neuen Methoden, gezielt für ar-
beitslose oder von Arbeitslosigkeit bedrohte junge Menschen. Dazu gehören z. B. 
in Rheinland-Pfalz seit 1976 Beratungsstellen für arbeitslose Jugendliche – davon 
allein fünf in Trägerschaft des IB – (Internationaler Bund 2019, S. 16) und in Hessen 
seit Ende 1977 das Modellprogramm „Beratung und Hilfe für junge Arbeitslose“, 
das in den nächsten Jahrzehnten zum Regelprogramm werden wird und das die 
Jugendsozialarbeit in Hessen auf besondere Weise prägt. 

Ein Ziel des Programms ist die Entwicklung von Hilfen für junge Arbeitslose, die 
Aussagen darüber erlauben sollen, „unter welchen institutionellen Voraussetzun-
gen und mit welchen Inhalten und Methoden die sozialen und individuellen Fol-
gen der Situation der Arbeitslosigkeit junger Menschen gemildert werden kön-
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nen“, um einen Beitrag „zur Bekämpfung der besonderen individuellen und ge-
sellschaftlichen Gefährdungen und Schäden von Jugendlichen, die von Arbeits-
losigkeit betro�en werden“1, zu leisten.

Ein weiteres Ziel des Programms ist die Weiterbildung von Akademiker*innen mit 
pädagogischem Studium (vor allem von Lehrkräften), die seit Mitte der 1970er-
Jahre ebenfalls häu�g keine Stelle �nden. So emp�ehlt das hessische Sozialminis-
terium, für die Projekte vorzugsweise arbeitslose Berufsanfänger*innen einzustel-
len und sie für dieses neue Feld der pädagogischen Arbeit zu quali�zieren. Träger-
übergreifende, gemeinsame Fortbildungsprogramme sind deshalb essenzieller 
Bestandteil des Modellprogramms, die Teilnahme soll für alle Mitarbeitenden ver-
p�ichtend sein.

Zur Umsetzung dieser Vorstellungen erweist sich das Konstrukt des Modellpro-
gramms als besonders geeignet: Auf der strukturellen Seite hat der Bund, der sich 
in den ersten Jahren über das Bundesministerium für Wissenschaft der damaligen 
sozialliberalen Bundesregierung an der Finanzierung beteiligt, mit diesem Mo-
dellvorhaben eine Initiativrolle. Partner des Bundes sind das hessische Sozial-
ministerium und das damals noch institutionell selbstständige hessische Landes-
jugendamt. Unter seiner Geschäftsführung konstituiert sich zu Beginn des  
Programms ein Lenkungsausschuss, der auch die bundesweite Entwicklung be-
gleiten soll. 

Inhaltlich betrachtet können über die Scha�ung eines „Modellprogramms“ neue 
konzeptionelle und methodische Elemente in die Jugendhilfe eingeführt und zu-
nächst erprobt werden. Jenseits der damals gültigen Zuordnungen zur Jugend-
p�ege oder Jugendfürsorge werden neue Einrichtungen erö�net. Es gibt Experi-
mente mit unterschiedlichen Ansätzen, neue Hilfsangebote setzen auf die (damals 
noch nicht übliche) Kooperation der Jugendhilfe mit anderen Leistungsträgern 
wie Schulen und die Bundesagentur für Arbeit. Eine wissenschaftliche Begleitung 
dokumentiert die Ergebnisse dieses Experimentierfeldes, wertet aus und zieht 
Schlussfolgerungen für die Jugendhilfe (vgl. Landesjugendamt Hessen 1980).

Unter dem o�ziellen Titel „Beratung und Hilfe für junge Arbeitslose – Weiterbil-
dungsprogramm für Sozialpädagogen, Sozialarbeiter und Lehrer zur Vermittlung 
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arbeitsloser junger Menschen“ schreibt das hessische Sozialministerium unter Mi-
nister Armin Clauss2 Mitte 1977 das Modellprogramm für 25 Projekte aus. Sie ver-
teilen sich nach einem bestimmten Schlüssel auf Kommunen, freie Träger und Ju-
gendverbände in verschiedenen hessischen Regionen. Acht der 25 Projekte 
haben einen besonderen Status: Sie sind als sozialpädagogische Begleitung von 
„Grund- und Förderkursen“ (berufsvorbereitende Maßnahmen der Arbeitsverwal-
tung) angelegt.

Der Internationale Bund nimmt zunächst mit vier Einrichtungen teil: in Wetzlar 
und Darmstadt mit je einer Beratungsstelle, jeweils am Standort eines Jugendge-
meinschaftswerks (heute Jugendmigrationsdienst) und in Frankfurt am Main mit 
sozialpädagogischer Begleitung von berufsvorbereitenden Kursen in den IB-Be-
rufsbildungszentren in der Krifteler- und in der Gutleutstraße. 

In der Umsetzung des Programms soll, so die Ausschreibung, unter Wahrung der 
Trägerautonomie der Charakter eines Gesamtprogramms betont werden. Der teil-
nehmende Träger verp�ichtet sich zu trägerübergreifender Zusammenarbeit, 
zum landesweiten Erfahrungsaustausch, zum Einbringen der Einzelergebnisse in 
das Gesamtprojekt und zur Teilnahme der Mitarbeitenden an gemeinsamen Fort-
bildungen. 

Aus der Erkenntnis heraus, dass sich junge Arbeitslose subjektiv nicht unbedingt 
als „beratungsbedürftig“ und „de�zitär“ begreifen, entwickeln die Einrichtungen 
di�erenzierte Formen und Methoden der Ansprache junger Menschen. Hierzu 
müssen sich die Beratungsstellen mit den verschiedenen lokalen Akteuren wie 
den Schulen, der Berufsberatung, den Jugendverbänden, der o�enen Jugendar-
beit vernetzen – ein Vorhaben, das in den 1970er-Jahren Neuland ist und das bei 
den Trägern (die häu�g Kooperation noch als Hinweis auf eigene Kompetenzmän-
gel werten) eher als Schwäche ausgelegt wird. 

Aber auch die damals z. B. im gewerkschaftlichen Umfeld vertretene Au�assung, 
die „Opfer des Arbeitsmarktes“ seien lediglich eine Restgröße, die sich aus der 
rechnerischen Diskrepanz zwischen Angebot und Nachfrage ergebe und keine 
sozialpädagogische Hilfe, sondern Arbeits- oder Ausbildungsplätze benötige, ist 
in ihrer Schlichtheit auch damals schon so nicht haltbar. 
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In der Jugendhilfe beginnt die Zeit der Di�erenzierung. Die Akteure lernen, bei ar-
beitslosen jungen Menschen zu unterscheiden
• zwischen Mädchen und Jungen,
• zwischen Schulabgänger*innen, jungen Langzeitarbeitslosen und ersten „Maß-

nahmekarrieren“,
• zwischen Jugendlichen mit und ohne Schulabschlüssen und
• zwischen deutschen und ausländischen Jugendlichen,
um nur einige Di�erenzierungsmerkmale zu nennen.

Die Mitarbeitenden der Beratungsstellen erfahren zudem, dass zwischen den Be-
dingungen des Arbeits- und Ausbildungsplatzmarktes auf der einen Seite und 
dem subjektiven Umgang der Jugendlichen damit ein kompliziertes Wechselver-
hältnis besteht, das in der Arbeit der Beratungsstellen Zweigleisigkeit erfordert: 
Di�erenzierte Angebote von Hilfe und Beratung für die Arbeitslosen auf der einen 
Seite und das Hineinwirken in den ö�entlichen, zivilgesellschaftlichen und politi-
schen Raum auf der anderen Seite. 

Nicht nur im IB erö�net das neue, au�allende Auftreten der Mitarbeitenden und 
ihrer Teams im Kontext von Jugendarbeitslosigkeit auch innenpolitisch ein Kon-
�iktfeld zwischen parteilicher Sozialarbeit und fachpolitischer Positionierung auf 
der einen und politisch zurückhaltender Trägerpolitik auf der anderen Seite. 

Vom Modellprogramm zu „Fachstellen Jugendberufshilfe“
Eine erste Feuerprobe in dieser Hinsicht ist das Engagement der Mitarbeitenden 
angesichts des drohenden Aus für das Modellprogramm, das von der Landesre-
gierung nach drei Jahren für Ende 1980 geplant ist und das sich bereits nach zwei-
einhalb Jahren abzeichnet. Die ö�entlichkeitswirksamen Aktivitäten der Mitarbei-
tenden haben Erfolg: Das hessische Sozialministerium verkündet im Juli 1980 in 
einer Presseerklärung: „Beratung und Hilfe für junge Arbeitslose kann fortgesetzt 
werden“.3 Dies allerdings zunächst erneut auf drei Jahre befristet.

Mit dem Ende der zweiten Befristungsphase 1984 führt das Land Hessen zusätz-
lich die Förderung von Werkstattplätzen für arbeitslose Jugendliche in 19 Jugend-
werkstätten (davon Wetzlar und Darmstadt in IB-Trägerschaft) ein. Strukturpro-
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